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- Europapolitischen Positionen - 
 

Binnenmarkt: Europas Herzstück verwirklichen, offene Grenzen bewahren  

 

Der Europäische Binnenmarkt ist Herzstück und Antrieb für die europäische Wirtschaft. Er 

fördert Zusammenarbeit und Wohlstand im Inneren der EU und stärkt ihre Souveränität und 

Wettbewerbsfähigkeit nach außen. Ihn zu verwirklichen muss daher weiter das primäre Ziel 

der EU bleiben – auch und gerade in Krisenzeiten, in denen wichtige Errungenschaften auf 

dem Weg zum EU-Binnenmarkt wieder in Frage gestellt werden. 

 

Offene Grenzen innerhalb der Europäischen Union bleiben wichtigste Voraussetzung für die 

Vollendung des Binnenmarkts. Ausnahmsweise notwendige Grenzkontrollen im Schengen-

Raum sollten den grenzüberschreitenden Verkehr von Unternehmen möglichst wenig ein-

schränken. Eine komplette Grenzschließung, wie zu Beginn der Corona-Pandemie im Früh-

jahr 2020, darf sich nicht wiederholen. Gemeinsames Ziel von Union und Mitgliedstaaten 

sollte es sein, Diskriminierungen und Beschränkungen für den freien Waren-, Dienstleis-

tungs-, Personen- und Kapitalverkehr abzubauen. 

 

Der Binnenmarkt wird auch durch Harmonisierungsmaßnahmen verwirklicht. Harmonisie-

rung ist aber kein Selbstzweck: Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten allein begründen 

keine Eingriffe in die nationalen Rechts- und Wirtschaftssysteme. Vielmehr sind diese Inter-

ventionen auf die streng erforderlichen Maßnahmen der Verwirklichung des Binnenmarktes 

zu beschränken, insbesondere sollten Vorgaben für rein nationale wirtschaftliche Sachver-

halte – auch indirekter Art – vermieden werden. 

 

Der wachsende Umfang an Anzeige-, Melde-, Statistik- und Nachweispflichten kann den 

Warenverkehr stark einschränken und ist daher gering zu halten. Administrative Anforderun-

gen bei der Arbeitnehmerentsendung gilt es abzubauen und innerhalb der Europäischen 

Union zu vereinheitlichen.  

 

Zur Förderung des freien Warenverkehrs sollten technische Standards möglichst EU-weit 

harmonisiert werden.  

 

 

International: Märkte öffnen, Barrieren abbauen, Lieferketten absichern  

 

Offene Märkte und regelbasierter internationaler Handel sind ein entscheidender Motor für 

Wohlstand und Beschäftigung in Deutschland, Europa und in der Welt. Die EU-Handelspolitik 

sollte daher Unternehmen beim Ausbau ihrer Wettbewerbsposition auf den Weltmärkten un-

terstützen, Protektionismus entgegentreten, Lieferketten durch möglichst multilaterale Re-

geln absichern und EU-Wirtschaftsinteressen souveräner verteidigen. Die Integration aller 
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Länder in die Weltwirtschaft und der Abbau von Handelshemmnissen sind vertragliche Ziele 

der Union: Sie müssen Teil der EU-Handelspolitik bleiben. 

 

Die hoch internationalisierte deutsche Wirtschaft ist angewiesen auf ein wirtschaftlich sou-

veränes Europa, das international für offene Märkte sowie in der Praxis umsetzbare Regeln 

für Handel und Investitionen eintritt und den eigenen Markt offenhält. Die Stärkung der 

Handlungsfähigkeit der EU zur Abwehr exterritorialer Maßnahmen anderer Länder sollte vo-

rangetrieben werden. Auch gilt es, die digitale Souveränität der EU zu stärken. Eine Abschot-

tung der EU und ihrer Handelspartner sowie eine globale wirtschaftliche Entkopplung 

schränken den deutschen Außenhandel und damit die Geschäftsmöglichkeiten der Unter-

nehmen ein. Dazu ist es essenziell, protektionistischen Tendenzen entschlossen entgegenzu-

treten, die WTO und die Nachbarschaftsbeziehungen der EU zu stärken, Investitionen und 

Logistikketten („Global Gateway“) abzusichern und mit weiteren Handelsabkommen die 

Diversifizierung der Handelsbeziehungen auszubauen. Änderungen von Lieferketten sollten 

in erster Linie unternehmerische Entscheidungen bleiben. 

 

Gleichzeitig sollten Handelsabkommen nicht von handelsfernen Themen überlagert werden. 

Auch ein effektiver Investitionsschutz trägt wesentlich zum Erfolg von Handelsabkommen 

bei. Wichtige Themen wie Nachhaltigkeit, Umweltschutz oder Menschenrechte sollten mög-

lichst global verankert werden (WTO, OECD, G20, G7) um wirksam zu sein und neue Handels-

konflikte zu vermeiden. Hierbei ist insbesondere mit Blick auf den beschlossenen CO2-Grenz-

ausgleich der EU internationale Zusammenarbeit in der WTO oder einem Klimaclub relevant. 

Auch die Reform des Allgemeinen Präferenzsystems der EU sollte den Handel mit Entwick-

lungsländern erleichtern, statt ihn zu erschweren. 

 

 

Corporate Social Responsibility: Nachhaltiges Wirtschaften unterstützen, Gestaltungsspiel-

räume bewahren  

 

Die Herausforderungen der Transformation zu einer nachhaltigen und klimaneutralen Ge-

sellschaft lassen sich nur gemeinsam mit der Wirtschaft lösen. Dabei wird die Transformation 

nur gelingen, wenn die Regeln praxistauglich sind und den Wirtschaftsstandort langfristig 

stärken. Dafür sollten die Europäischen Institutionen einheitliche, verlässliche Rahmenbedin-

gungen für unternehmerische Tätigkeit in Europa schaffen und die notwendigen Freiräume 

für die Wahrnehmung und Ausgestaltung unternehmensspezifischer Verantwortung lassen. 

Ein koordiniertes Vorgehen auf EU-Ebene ist für die Investitions- und Planungssicherheit der 

Wirtschaft essenziell. Bei grenzüberschreitenden Themen sollte sie über internationale Ord-

nungspolitik möglichst gleiche Wettbewerbsbedingungen auf globaler Ebene herstellen. Bei 

der Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales Recht sollten die gesetzten EU-Standards 

gewahrt werden und keine weiteren Verschärfungen zum Nachteil der deutschen Wirtschaft 

im nationalen Recht erfolgen. 

 

Die südwestfälische Wirtschaft unterstützt das Ziel der EU-Strategie zur Förderung men-

schenwürdiger Arbeit weltweit. Die gemeinsame Anstrengung vieler gesellschaftlicher Ak-

teure für die verantwortungsvolle Gestaltung von Liefer- und Wertschöpfungsketten kann  

einen wesentlichen Beitrag zur Vermeidung von Zwangs- und Kinderarbeit sowie zur nach-

haltigen Entwicklung leisten. CSR-Strategien und die Art des Engagements von 
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Unternehmen sind dabei jedoch unterschiedlich. Gelebte Unternehmensverantwortung kann 

ein Treiber für Innovation sein, Wettbewerbsvorteile schaffen und die Unternehmensmarke 

stärken. Zudem erwarten Mitarbeiter, Kunden, Lieferanten, Investoren, Politik und Gesell-

schaft, dass Unternehmen gesellschaftliche Veränderungen verantwortungsvoll mitgestalten 

und sich für gemeinsame rechtsstaatliche Grundsätze einsetzen. Lieferkettenmanagement, 

menschen- und umweltrechtliche Sorgfaltsprozesse sowie die Verhinderung von Zwangsar-

beit stehen stark im Vordergrund der Diskussion. Die tatsächlichen Möglichkeiten der Ein-

flussnahme von Unternehmen auf die Zulieferkette variieren jedoch stark, je nach Unterneh-

mensgröße, -struktur und Marktposition. Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen ha-

ben oft nur begrenzten Einfluss und geringe Kontrollmöglichkeiten bei der Einhaltung der 

Standards vor Ort. Dennoch ist die Einführung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten und 

eine Lieferkettenhaftung für Unternehmen, verbunden mit Klagerechten, auf EU-Ebene in 

Arbeit. Dies würde jedoch auch wegen der vielfachen unbestimmten Rechtsbegriffe zu er-

heblicher Rechtsunsicherheit und kaum begrenzbaren Haftungsrisiken führen. Dadurch 

könnte auch die von der EU unterstützte Internationalisierung von KMU gefährdet werden.  

 

Eine EU-Richtlinie sollte nicht über das nationale deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtenge-

setz hinaus gehen. Eine Beschränkung auf direkte Zulieferer ist geboten, da Unternehmen 

keinen Zugriff auf die mittelbaren Zulieferer entlang der Wertschöpfungskette haben. Ebenso 

ist sicherzustellen, dass es zu keinen doppelten Berichtspflichten kommt, die bereits z.B. von 

der CSRD gedeckt sind. Im Sinne einer Verantwortungspartnerschaft müssen nach Ansicht 

der Unternehmen die Staaten ihre Aufgabe wahrnehmen, Sozial- und Umweltstandards 

durchzusetzen und Menschenrechte zu schützen, auch in Entwicklungs- und Schwellenlän-

dern. Diese staatliche Verantwortung darf weder in den Gaststaaten noch von Europa aus 

auf die Unternehmen übertragen werden. Europäische Standards können dabei nicht eins zu 

eins auf Entwicklungs- und Schwellenländer übertragen werden, da nationale und interkul-

turelle Besonderheiten Berücksichtigung finden müssen. 

 

Mit der Verabschiedung der CSRD, der Taxonomie und dem geplanten EU-Lieferkettengesetz 

nehmen die Anforderungen an Unternehmen im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung und der Anwendungsbereich zu. Von den Berichtspflichten sind nicht nur große Unter-

nehmen betroffen, sondern durch den Kaskadeneffekt auch kleine und mittlere Unterneh-

men, die als Zulieferbetriebe zur Erhebung von nicht-finanziellen Informationen – oftmals 

nach unterschiedlichen Standards und Formaten – aufgefordert werden. Eine Ausweitung 

der Berichtspflichten, die mit erheblichem zusätzlichen Aufwand für Dokumentation und In-

formation sowie Kosten für die Erstellung und ggf. Prüfung einherginge, ist nicht zielführend. 

Insbesondere sollte eine Kompatibilität, ggfs. auch Vereinheitlichung der verschiedensten 

Pflichten und Standards sichergestellt werden. Bei der Entwicklung der Europäischen Nach-

haltigkeitsstandards (ESRS) sind dabei klare, verlässliche und der Unternehmensgröße ange-

messene Rahmenbedingungen und praktikable Umsetzungsmöglichkeiten von Bedeutung. 

Insbesondere die spezifischen Herausforderungen von kleinen und mittleren Unternehmen, 

die als Zulieferbetriebe zur Offenlegung von Nachhaltigkeitsinformationen aufgefordert wer-

den, gilt es zu berücksichtigen.  

 

Grundsätzlich sollte auch ein Abbau von Dokumentationsvorschriften durchgeführt werden, 

insbesondere, wenn identische Inhalte verwiesen werden können und eine Doppelbelastung 

dadurch vermieden werden.  
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Das freiwillige, über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehende Engagement der Unter-

nehmen z.B. durch Managementsysteme wie ISO-Zertifizierungen, sollte außerhalb des öf-

fentlichen Auftragswesens höhere Anerkennung finden, u. a. in Form von Erleichterungen 

bei Dokumentationspflichten. Dann fänden diese Instrumente noch mehr Anklang bei den 

Unternehmen. 

 

 

Sustainable Finance: Finanzierung der Transformation fördern statt erschweren 

 

„Sustainable Finance“ ist, ergänzend zur CO2-Bepreisung, ein wesentlicher Eckpfeiler des Eu-

ropean Green Deal. Die Umsetzung umfasst (1) die Finanzierung selbst, aber auch (2) um-

fangreiche Offenlegungs- und Nachweispflichten. Zu diesen europäischen Regelungen kom-

men noch (3) globale Initiativen zu Offenlegungsstandards. Mit der EU-Taxonomie wird der 

Versuch unternommen, wirtschaftliche Aktivitäten danach einzuteilen, ob sie zu einer nach-

haltigen Entwicklung beitragen oder nicht. Alle gemäß Taxonomie bewerteten wirtschaftli-

chen Aktivitäten fließen in die Ermittlung der sogenannten Green Asset Ratio (GAR) ein, an-

hand derer Banken den nachhaltigen Anteil ihrer Finanzierungsaktivitäten ausweisen sollen. 

Allein die durch die GAR hergestellte öffentliche Transparenz soll dann die Finanzierung in 

eine nachhaltige Richtung lenken, ohne dass für die GAR derzeit konkrete Zielgrößen vorge-

schrieben werden.  

 

Wichtigstes Ziel der EU-Taxonomie-Verordnung sollte sein, die Transformation der Wirt-

schaft und vor allem den Übergang der Unternehmen hin zu mehr nachhaltigem Wirtschaf-

ten zu fördern und die Finanzierung der Transformation zu sichern. Benötigt wird eine Trans-

formations-Taxonomie. 

 

Der Gesetzgeber sollte davon Abstand nehmen, einzelne Wirtschaftsbereiche von vornherein 

als nicht-taxonomiekonform einzustufen. Die EU-Taxonomie-Verordnung sollte stattdessen 

so ausgestaltet werden, dass alle Unternehmen die Chance haben, einen Transformations-

prozess hin zu einer stärkeren Nachhaltigkeit einzuleiten und finanziert zu bekommen.  

 

Letztlich muss vermieden werden, dass Unternehmen ohne eine angemessene Zeit für An-

passungen gezwungen werden, ihren Produktionsstandort in ein Land außerhalb der EU zu 

verlagern. Wenn dort keine den EU-Regelungen entsprechenden Anforderungen an die 

Nachhaltigkeit existieren, haben solche Verlagerungen keine positiven Auswirkungen auf 

Umwelt und Klima. Zudem schwächen sie den Wirtschaftsstandort Europa. 

 

 

EU-Haushalt, Wirtschafts- und Währungsunion: Wettbewerbsfähigkeit stärken, Staatsschul-

den reduzieren 

 

Euro-Schuldenkrise, Flüchtlingskrise, Covid-Pandemie und der russische Krieg in der Ukraine 

– die EU muss eine Krise nach der nächsten bewältigen bei steigenden Erwartungen an das 

gemeinsame europäische Handeln. Um diesen Anforderungen gerecht werden zu können, 

sollte die EU ihre Resilienz erhöhen. 
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Wird frühzeitig durch eine verantwortungsbewusste Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten ge-

nügend finanzieller Spielraum geschaffen, können die EU und ihre Mitgliedstaaten Unter-

nehmen durch unverschuldete Krisen helfen. Gleichzeitig will die EU Klimaneutralität und 

Digitalisierung erreichen. Insbesondere die Klimaneutralität führt zu zusätzlichen Belastun-

gen für Unternehmen, die im globalen Wettbewerb mit Unternehmen aus Ländern mit ge-

ringeren Klimaschutzanforderungen stehen. Entsprechend sind Unternehmen für den Zeit-

raum der Transformation auf finanzielle Unterstützung angewiesen. Die dazu notwendigen 

Förderprogramme zur Unterstützung der Unternehmen, beispielsweise zur Finanzierung von 

Infrastruktur für die Digitalisierung oder die Herstellung der Energieversorgungssicherheit, 

sollte sich in der Haushalts- und Wirtschaftspolitik widerspiegeln. 

 

Ohne zielgerichtete und verbindliche Regeln ist eine solide Finanzpolitik im Euro-Raum un-

möglich. Eine Stärkung der gemeinsamen fiskalischen Regeln ist Voraussetzung dafür, dass 

die Inflation eingedämmt wird und die Euro-Zone ein stabiler Währungsraum für die Unter-

nehmen bleibt. Die Corona-Pandemie wie auch die Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 haben 

beide offengelegt, dass je tragfähiger ihre öffentlichen Haushalte aufgestellt sind, desto 

mächtiger sind in Krisenzeiten die Interventionsmöglichkeiten der europäischen Staaten. Das 

gilt insbesondere für notwendige gesamtwirtschaftliche Stabilisierungsmaßnahmen sowie 

konkrete Hilfen für die Wirtschaft. 

 

Um für stabile Rahmenbedingungen für Unternehmen in der Eurozone zu sorgen, sollten die 

Mitgliedstaaten den Fiskalpakt mit den nationalen Schuldenbremsen so bald wie möglich 

wieder umsetzen und die Konvergenzkriterien von Maastricht (u.a. 60 Prozent des Bruttoin-

landsprodukts (BIP) als Obergrenze für die öffentliche Gesamtverschuldung) einhalten. Über-

mäßige, regelwidrige Verschuldung sollte sanktioniert werden, damit sich die Unternehmen 

auf die Stabilität des Euroraums verlassen können. Dies ist nicht nur mit Blick auf die Preis-

entwicklung von Bedeutung, sondern auch die Finanzierungsbedingungen der Unternehmen. 

 

 

Unternehmensfinanzierung und Finanzmärkte: Angemessen regulieren, Finanzierung er-

möglichen 

 

Eine wirksame Finanzmarktregulierung, die die Finanzmarktstabilität und somit Planungssi-

cherheit gewährleistet, liegt im Interesse der Wirtschaft. Die Finanzierungsbedingungen der 

Unternehmen müssen dabei mit im Fokus stehen. Seit längerem fördert die europäische Po-

litik eine Entwicklung in Richtung einer kapitalmarktbasierten Unternehmensfinanzierung. 

Das darf die überwiegend bankbasierte Finanzierung der mittelständischen Unternehmen 

aber nicht schwächen, sondern muss deren Finanzierungspalette erweitern. Die Investitionen 

der Unternehmen, insbesondere in die Transformation hin zur klimaneutralen Produktion, 

erfordert Finanzierungsvolumina, die nur durch eine Verbindung der bankbasierten Unter-

nehmensfinanzierung mit Investoren am Kapitalmarkt generiert werden können. Die Einfüh-

rung eines digitalen Euros darf die Finanzintermediation von Banken nicht beschränken und 

sollte technische Innovationen unterstützen. 

 

Das Paket zur umfassenden Überarbeitung der EU-Bankenvorschriften (Basel-III-Finalisie-

rung / „Basel IV“) wird im Laufe des Jahres 2023 zum Abschluss kommen. Basel IV soll u.a. 

sicherstellen, dass interne Modelle zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen Risiken in 
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Bankbilanzen korrekt abbilden und die Kreditinstitute für ihre Risiken ausreichend Kapital  

 

vorhalten. In seiner bisherigen Fassung läuft die Umsetzung von Basel IV Gefahr, die Mittel-

standsfinanzierung einzuschränken, denn die Kreditvergabe für die Kreditinstitute wird durch 

regulatorische Vorgaben teurer und weniger attraktiv. Diese Entwicklung sollte aus Sicht der 

Wirtschaft vermieden werden. 

 

Nach Auslaufen von Übergangsregelungen wird die Eigenkapitalbelastung für Kreditinstitute 

deutlich höher als aktuell liegen – und damit Kreditvergabespielräume an die Unternehmen 

einschränken. Dazu kommen zusätzliche Belastungen z. B. durch nationale regulatorische 

Vorgaben. 

 

Die Auswirkungen der regulatorischen Anforderungen auf die Unternehmensfinanzierung 

sollten laufend evaluiert und bei Bedarf auch mit Blick auf die Finanzierungsspielräume der 

Unternehmen angepasst werden. Wenn Unternehmen mit guter Bonität bankinterne Ratings 

erhalten, die aufsichtlich anerkannt sind, sollten auch ihre Kredite dauerhaft mit dem grund-

sätzlich möglichen abgesenkten Betrag angerechnet werden. Ein externes Rating ist im Sinne 

der Proportionalität für mittelständische Unternehmen nicht sinnvoll und auch ohne zusätz-

lichen Nutzen. 

 

Basel IV führt mittelfristig durch erhöhte Kapitalanforderungen auch zu einer Verringerung 

des Potenzials für Eigenkapitalfinanzierungen durch die Kreditinstitute. Die Kapitalanforde-

rungen sind in diesem Segment bereits sehr hoch und eine weitere Erhöhung wäre angesichts 

der bekannten Ausfallraten nicht angemessen. Nach einer Risikoanalyse könnte vielmehr eine 

Verringerung der Kapitalanforderungen in Betracht gezogen werden. Damit würde in den 

Bankbilanzen Kapital für einen stärkeren Einsatz dieser Finanzierungsinstrumente insbeson-

dere für kleine und mittelständische Unternehmen freigesetzt. 

 

 

Steuern: Standortwettbewerb annehmen, Steuern vereinfachen 

 

Die Höhe der Steuerbelastung ist ein wichtiger Standortfaktor im internationalen Wettbe-

werb um die Ansiedlung von Unternehmen und deren Investitionen. (Direkt-) Investitionen 

sichern Beschäftigung und erhalten Wohlstand. Es geht dabei nicht allein um die Höhe der 

Steuersätze und die Festlegung von Bemessungsgrundlagen. Auch eine Begrenzung der 

Steuerbürokratie hilft, Administrationskosten für Unternehmen und die Verwaltung klein zu 

halten und so die Wettbewerbsposition der Unternehmen in der EU zu stärken. Wichtig ist 

darüber hinaus, europäische Unternehmen nicht in ihrem Wettbewerb mit Unternehmen aus 

anderen Wirtschaftsräumen zu schwächen. Aus diesem Grund ist die Einführung von Min-

deststeuern, Finanztransaktionssteuern oder einer zu engmaschigen Überwachung zum 

Zweck einer weiteren Begrenzung der Steuerplanung aus Sicht der Mehrheit der Unterneh-

men ein Standortnachteil, wenn sie nicht auch die weltweite Konkurrenz mit einbezieht. 

 

Das Steuerrecht der Europäischen Union sollte die Verwirklichung des Binnenmarktes unter-

stützen, widerspruchsfreie und einfache Regelungen dabei helfen, die Wettbewerbsfähigkeit 

der Betriebe sowie den Handel im Binnenmarkt zu erhöhen. Steuerbemessungsgrundlagen 

sollten harmonisiert und Steuersätze möglichst auf nationaler Ebene bestimmt werden. Neue 
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steuerliche Pflichten für Unternehmen sollten mit Blick auf den stärker werdenden globalen 

(und innereuropäischen) Wettbewerb international abgestimmt eingeführt werden. Dabei 

sollten bereits eingeführte Regeln regelmäßig auf den Prüfstand gestellt und ggf. abge-

schafft werden („One in – one out“). 

 

Das EU-Mehrwertsteuersystem ist noch immer durch eine Fülle von Ausnahmeregelungen 

und eine nicht einheitliche Auslegung bestehender Vorschriften durch die Mitgliedstaaten 

gekennzeichnet. Beides erschwert europäischen Unternehmen, sich rechtstreu zu verhalten. 

So führen beispielsweise selbst kleinste Fehler bei der Erstellung von Rechnungen zu Nach-

forderungen bis hin zu Sanktionen für Unternehmen oder zur Versagung des Vorsteueran-

spruchs. Zudem sind die Voraussetzungen für die Anwendung des Reverse Charge-Verfah-

rens (Steuerschuldumkehr) bei Geschäften zwischen Unternehmen (B2B) nicht EU-weit ab-

gestimmt. Das Fehlen einheitlicher Verfahren erschwert den Unternehmern die korrekte Ab-

führung der Steuer. 

 

 

Industrie und Innovation: Technologische Souveränität Europas stärken  

 

Aus Sicht der Wirtschaft sollte die EU in der Industriepolitik innovationsfreundliche Rahmen-

bedingungen setzen und den fairen Wettbewerb im Binnenmarkt und, soweit möglich, global 

sicherstellen. Insbesondere sollten EU-Regelungen die Industrie bei den laufenden Transfor-

mationsprozessen in den Bereichen Digitalisierung, Klimaneutralität und Energiewende un-

terstützen und die Resilienz des Wirtschaftsstandorts EU stärken. Hier kann auch die euro- 

päische Forschungs- und Innovationspolitik mit technologieoffener und lösungsorientierter 

Förderung von Innovationen einen wichtigen Beitrag leisten. Darüber hinaus hat die EU-

Kommission in einer Analyse festgestellt, dass die EU in strategisch wichtigen Bereichen teil-

weise einseitige Importabhängigkeiten von Rohstoffen und Technologien gegenüber anderen 

Ländern aufweist. In erster Linie sollte es Unternehmen überlassen sein, selbstständig über 

die Diversifizierung von Lieferanten diese Abhängigkeiten zu reduzieren. Wo dies nicht aus-

reicht, sollten aus Sicht der Unternehmen vor dem Hintergrund zunehmender geopolitischer 

Spannungen in definierten Ausnahmefällen Abhängigkeiten mit staatlicher Unterstützung 

reduziert werden, beispielsweise durch den Aufbau und Nutzung von eigenen Wertschöp-

fungsketten in der EU, um zu einer höheren Resilienz der Wertschöpfungsketten europäi-

scher Unternehmen beizutragen. 

 

Eine Stärkung der Industrie erfordert einen erleichterten Zugang zu internationalen Märkten 

und Finanzierungen sowie den konsequenten Abbau von bürokratischen Lasten. Ferner wird 

mit zunehmender Vernetzung industrieller Anwendungen der unternehmens- und länder-

übergreifende Datenaustausch stark zunehmen. Gemeinsame Standards für Daten und die 

IT-Sicherheit sind daher für viele Unternehmen eine wichtige Voraussetzung für neue daten-

getriebene Geschäftsmodelle. Bei der Weiterentwicklung dieser Geschäftsmodelle müssen 

dadurch entstehende Chancen immer wieder neu mit Datenschutzanforderungen abgewo-

gen und in Einklang gebracht werden, wobei sich Datenschutz und Innovationsfreundlichkeit 

nicht ausschließen dürfen. Insbesondere für KMU sollte überprüft werden, dass die Realisier-

barkeit nicht durch einen zu hohen Aufwand konterkariert wird.  
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Industrieunternehmen benötigen langfristig verlässliche Rahmenbedingungen für ihre In-

vestitionsplanung. Neue ökologische Regelungen, z. B. bei der EU-Taxonomie, der Nachhal-

tigkeitsberichterstattung, beim Green Deal, dem Kreislaufwirtschaftspaket, dem EU-Emissi-

onshandel und bei den erneuerbaren Energien sollten auch die Wettbewerbsfähigkeit der 

europäischen Industrie gegenüber ihren globalen Konkurrenten im Blick haben und die In-

vestitionsbereitschaft anregen. Vorrang vor einer Verschärfung des EU-Rechts sollte die bes-

sere und einheitliche Umsetzung bestehenden Rechts in den Mitgliedstaaten haben.  

 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten sollten ihre Ausgaben zur Förderung von Innovation und 

Forschung deutlich steigern, um gegenüber anderen Regionen der Welt wettbewerbsfähig zu 

bleiben. Denkbar ist es dabei auch, statt der Erhöhung der Fördermittel, Steuersenkungen 

vorzunehmen. Die Wahl des Mittels hängt vom konkreten Einzelfall ab. Die europäische In-

novationsförderung sollte die nationale Förderung dabei ergänzen und nicht ersetzen bzw. 

doppeln. Für mehr Agilität und Flexibilität sind auch geringere bürokratische Anforderungen, 

schnellere, standardisierte und digitalisierte Förderprozesse sowie neue Förderformate aus 

Sicht der Wirtschaft anzuraten. Denn innovative Formate wie Innovations-Challenges, Real-

labore oder gesteigerte Investitionen in Test- und Validierungsinfrastrukturen wie Pilotfab-

riken können zusätzliche Transferpotenziale heben. Auch die Ermöglichung des Starts von 

Förderprojekten auf eigenes Risiko bevor eine endgültige Förderentscheidung getroffen 

wurde, kann den Unternehmen im Innovationsprozess helfen. Darüber hinaus sollte die Zu-

sammenarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft gestärkt werden. Auch die Förderung der 

Gründungskultur, von  

Innovationstransferzentren, die Belebung des Wagniskapitalmarkts und die Nutzung von  

Clusterpotenzialen für Industrie und Dienstleistungen sind weitere wichtige Hebel zur Stär-

kung der Innovationsfähigkeit von Unternehmen. Gerade angesichts der Herausforderungen 

im Rahmen der Transformation hin zur Klimaneutralität und der Nutzung erneuerbarer Ener-

gien ist die Förderung des Einsatzes von noch nichtprofitablen innovativen Technologien von 

besonderer Bedeutung. Zudem kann die Innovationskraft von insbesondere kleinen und mit-

telständischen Unternehmen nur gestärkt werden, wenn die EU ihre Innovationsförderung 

auch KMU-freundlich gestaltet. Dazu gehören themenoffene Ausschreibungen, eine büro-

kratiearme Antragstellung, zweistufige Auswahlverfahren zur Reduktion der hohen Über-

zeichnung, kurze Fristen vom Antrag bis zum Förderbescheid und eine angemessene finan-

zielle Mittelausstattung von Fördermaßnahmen. Die frühzeitige Einbindung der gewerbli-

chen Wirtschaft ist ebenfalls wichtig.  

 

 

Mittelstandspolitik: KMU als Basis für Wachstum stärken  

 

Der Mittelstand ist eine starke Säule der europäischen Wirtschaft und oft marktnaher Inno-

vationstreiber. Legt man die Definition von kleinen und mittelgroßen Unternehmen (KMU) 

der EU-Kommission zugrunde (u. a. weniger als 250 Mitarbeiter), dann stellen diese 23 Mil-

lionen Unternehmen rund zwei Drittel aller Beschäftigten in der Privatwirtschaft. Die aktu-

ellen großen Herausforderungen wie die Auswirkungen des Krieges in der Ukraine, die Aus-

wirkungen der. Corona-Pandemie und der energie- und klimapolitische Transformationspro-

zess schaffen für den Mittelstand ein Umfeld mit sehr großen Unsicherheiten. Richtigerweise 

unterstützt die EU den Mittelstand u. a. durch vereinfachte EU-Förderungen und -Regeln. 

Doch bereits ab 250 Mitarbeitern werden Betriebe wie Großunternehmen behandelt, obwohl 
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auch diese Unternehmen oft typische Eigenschaften von Mittelständlern und Familienunter-

nehmen aufweisen, wie die Langfristorientierung, die Einheit von Eigentum und Manage-

ment und das Erledigen vieler Aufgaben aus einer Hand. Die künftige europäische Mittel-

standspolitik sollte neben dem Erhalt guter wirtschaftspolitischer Grundlagen für den Sta-

tus-quo der Unternehmen stärker auch die Wachstumschancen in den Blick nehmen, die 

dieser größere Mittelstand für die EU-Wirtschaft bietet. Was für kleine Unternehmen gut ist, 

hilft auch großen Betrieben. Um die Wettbewerbsfähigkeit des Mittelstandes insgesamt zu 

stärken, ist insbesondere ein effizienter und unbürokratischer Rechtsrahmen zu gewährleis-

ten 

 

Gerade KMU stellt das derzeitige wirtschaftliche Umfeld vor besondere Herausforderungen. 

Das gilt v. a. für die Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie und zu-

sätzlich der Verwerfungen auf vielen Märkten infolge des russischen Krieges in der Ukraine. 

Herausforderungen ergeben sich hier vor allem durch die stark gestiegenen Energiekosten. 

Ferner stehen auch kleinere und mittelgroße Unternehmen vor der Aufgabe, die Transforma-

tion ihrer Wertschöpfungsprozesse so zu beschleunigen, dass das EU-Ziel der Klimaneutrali-

tät in der EU spätestens 2050 erreicht wird. Vor allem bei EU-Maßnahmen, die hohe Belas-

tungen für die Wirtschaft mit sich bringen würden, sollte viel stärker als bislang auf die Um-

setzungsmöglichkeiten durch KMU geachtet werden. Gerade auch vor dem Hintergrund der 

aktuellen Unwägbarkeiten sollten EU-Vorhaben auf Mittelstandstauglichkeit und unter Ein-

beziehung des Mittelstands überprüft werden („KMU-Test“). Das gilt nach Ansicht vieler Un-

ternehmen insbesondere für die Ausweitung der Offenlegungspflicht in der Taxonomie-Ver- 

ordnung und beim EU-Lieferketten-Gesetz auch auf KMU. Generell sollte stärker berücksich-

tigt werden, dass aktuell bereits berichtspflichtige Unternehmen die an sie gestellten Anfor-

derungen auch an ihre Zulieferer aus dem Mittelstand weiterreichen (müssen). Auch die An-

zeigepflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen, die Ausweitung ertragsteuerlicher 

Berichtspflichten für Online-Plattformen, der CO2-Grenzausgleichsmechanismus (Carbon 

Border Adjustment Mechanism, CBAM) sowie die diskutierte Energiesteuer-Richtlinie mit der 

geplanten Anhebung von Mindeststeuersätzen sollten vor dem Hintergrund der erheblich 

gestiegenen Unsicherheiten für den Mitteltand dringend auf ihre Notwendigkeit hin über-

prüft werden. Ein Belastungsmoratorium wäre aus Sicht der Unternehmen eine pragmati-

sche, temporär wirksame Maßnahme. Nach Umfragen der IHK-Organisation fordert ein 

Großteil der Unternehmen Entlastungen vor allem von administrativen Pflichten. So sehen 

79 Prozent der neu gegründeten und jungen Unternehmen Bürokratieabbau als eine Haupt-

aufgabe der Politik an. 

 

 

Energie und Klima: Europäischen Energiemarkt vollenden, Klimaschutz international voran-

treiben  

 

Die energie- und klimapolitischen Herausforderungen sollten europäisch angegangen wer-

den, lassen sich jedoch nicht von Europa allein lösen. Die Wirtschaft steht grundsätzlich hin-

ter einer starken europäischen Zusammenarbeit, um die im Green Deal formulierten Ziele zu 

erreichen. Hilfreich sind aus Sicht der Unternehmen insbesondere ein funktionsfähiger Ener-

giebinnenmarkt, eine enge Zusammenarbeit bei der Versorgung mit erneuerbaren Energien 

und künftig Wasserstoff sowie gemeinsame Anstrengungen beim globalen Klimaschutz. Das 

Problem hoher Energiepreise sollte koordiniert und marktnah adressiert werden, z. B. durch 
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das Senken von Steuern und Umlagen. In akuten Krisensituationen können europäisch koor-

dinierte und zeitlich beschränkte Maßnahmen sinnvoll sein. 

 

Der EU-Energiepolitik sollte eine gemeinsame Verantwortung für Versorgungssicherheit zu-

grunde liegen. Das Vorhalten von Kraftwerkskapazitäten – Kapazitätsmechanismen – sollte 

nach Auffassung des überwiegenden Teils der Wirtschaft nur als letztes Mittel erwogen wer-

den. Sofern Versorgungssicherheit nicht durch den Markt erreicht werden kann, sollten Ka-

pazitätsreserven europäisch als Übergangslösung konzipiert werden. Der Ausbau der Netze 

sollte grenzüberschreitend und für alle Energieträger, insbesondere auch für Wasserstoff 

entschieden vorangetrieben werden. Dies ist auch im Hinblick auf eine Funktionsfähigkeit 

des künftigen, immer stärker klimaneutralen europäischen Stromsystems von großer Rele-

vanz. Auch die Herstellung von Wasserstoff aus Erdgas sollte zur Versorgungssicherheit bei-

tragen. Dazu sollten die Möglichkeiten geschaffen werden, CO2 zu transportieren und spei-

chern. Eine gemeinsame Beschaffungsstrategie bei Wasserstoff, die die Vermeidung neuer 

Abhängigkeiten von einzelnen Zulieferregionen sicherstellt, ist sinnvoll. 

 

Ein konsequentes und schnelles Handeln ist zum Erreichen der Klimaziele notwendig. Vorrei-

ter beim Klimaschutz zu sein, kann aber auch zukünftige Wettbewerbsvorteile für Unterneh-

men sichern. Viele Unternehmen sind bereits aktiv beim Klimaschutz. Das Problem des Kli-

mawandels lässt sich am Ende jedoch nur durch weltweite Emissionsminderung lösen. Euro-

päisch und weltweit einheitliche Anstrengungen im Klimaschutz durch internationale Ab-

kommen zu vereinbaren und anzustreben, ist deshalb der richtige Weg.  

 

Europa hat seine Vorreiterrolle bei der Umsetzung konkreter Klimaschutzmaßnahmen mit 

dem Green Deal ausgebaut. Damit wird der Abstand zwischen Europa und den globalen Wett-

bewerbern bei den Klimaschutzkosten größer, wodurch insbesondere für energieintensive 

Unternehmen am Standort Europa Nachteile entstehen können. Hinzu kommt, dass bei man-

chen Produktionsprozessen Reduktionspotenziale bereits technisch ausgeschöpft sind und 

zum Teil Investitionen in völlig neue Produktionsanlagen notwendig werden, ohne dass grüne 

Produkte auf eine höhere Zahlungsbereitschaft treffen. Die Weiterentwicklung der europäi-

schen Klimapolitik muss vor diesem Hintergrund mit einer Sicherung der industriellen Wert-

schöpfung in Europa einhergehen. Leitgedanke einer international ausgerichteten Klimapo-

litik sollten die internationale Angleichung von Klimaschutzstandards und eine abgestimmte 

Bepreisung von Treibhausgasemissionen sein. Es empfiehlt sich, den Emissionshandel zu glo-

balisieren, um damit allen Emittenten ähnliche Wettbewerbsbedingungen zu bieten. 

 

 

Umwelt: Effektiver Umweltschutz erfordert Augenmaß  

 

Der Green Deal der EU setzt im Umweltbereich ambitionierte Ziele, die Risiken und Chancen 

für die deutsche Wirtschaft bieten. Für einen effektiven Umweltschutz sind deutsche Betriebe 

auf beherrschbare Anforderungen und umsetzbare Zielvorgaben angewiesen. Gerade im Hin-

blick auf die zahlreichen legislativen Ansatzpunkte sollte eine zu komplexe und bürokratische 

Regelungsvielfalt vermieden werden. 

 

Der Umweltschutz ist Teil der gesamtgesellschaftlichen Verantwortung der Unternehmen 

und kann die Attraktivität Europas als Wirtschaftsstandort erhöhen. Zu strikte oder zu 
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umfangreiche Vorgaben können allerdings zu unverhältnismäßigen Belastungen und Kosten 

für Betriebe gerade mit Blick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit führen. Dies gilt 

etwa im Hinblick auf nötige Umstellungen von Gestaltungs- und Produktionsprozessen. Die 

EU ist auch deshalb gefragt, Technologieoffenheit zu einer Leitlinie ihrer Umweltrechtset-

zung zu erheben. Denn auch wenn die Umweltgesetzgebung ein Treiber für die Entwicklung 

und den Export von Umwelttechnologien sein kann, beruhen technische Innovationen und 

Investitionen vor allem auf unternehmerischem Gestaltungsspielraum. Zudem sollte die For-

schung von Unternehmen im Umweltbereich gestärkt werden. Statt allein auf neue Regulie-

rungsmaßnahmen zu setzen, sollte die einheitliche Anwendung und Durchsetzung bestehen-

der Regeln einen Schwerpunkt der europäischen Umweltpolitik bilden. Im Vorfeld umwelt-

rechtlicher Regulierungsvorschläge sollten deren ökonomische Auswirkungen und praktische 

Umsetzbarkeit über die Breite der unmittelbar wie mittelbar betroffenen Unternehmen er-

mittelt werden. Kommt es zu neuen Regelungen, sollten diese mit möglichst geringem Auf-

wand in die betriebliche Praxis integriert werden können. Vor der gesetzlichen Regulierung 

sollte geprüft werden, ob die Umweltziele durch eigenverantwortliche Initiativen oder An-

reize erreicht werden können. Eindeutige Standards sollten gegenüber bürokratischen Prüf-, 

Dokumentations- und Berichtspflichten den Vorzug erhalten. 

 

Umfangreiche neue Stoffbeschränkungen und -verbote aufgrund einer zu rigiden Nullschad- 

stoffpolitik können zu einer nachhaltigen Schwächung des Wirtschaftsstandorts Europa füh-

ren. Im Hinblick auf die Chemikalienverordnung REACH erscheint es wichtig, die Verfahren 

der Stoffregulierung zu beschleunigen und zu vereinfachen sowie ihre Kosten zu reduzieren. 

Bei der Entscheidung über die Zulassungspflicht oder Beschränkung eines Stoffes sollten 

nachvollziehbare wissenschaftliche Kriterien zugrunde gelegt und ein praxistaugliches Ver-

fahren gewählt werden. Von einer teilweisen oder vollständigen Überführung der RoHS-

Richtlinie (Richtlinie zur Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in 

Elektro- und Elektronikgeräten) in den Rahmen der REACH-Verordnung sollte abgesehen 

werden. 

 

Bei Maßnahmen zum Erhalt oder der Wiederherstellung der Biodiversität sollten wirtschaft-

liche Belange frühzeitig und konstruktiv in eine Gesamtabwägung einfließen, um Planungs- 

und Entwicklungsmöglichkeiten der deutschen wie europäischen Wirtschaft zu erhalten. Dies 

gilt etwa im Hinblick auf die Ausweisung zusätzlicher Schutzgebiete zu Land und auf See. 

Findet ein solcher Interessenausgleich im europäischen Gesetz zur Wiederherstellung von 

Ökosystemen (“Nature Restauration Law”) keine Berücksichtigung, stehen erhebliche Beein-

trächtigungen der Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Europa zu befürchten. Auch sollten 

umweltpolitische Zielstellungen untereinander in ein jeweils ausgewogenes Verhältnis ge-

stellt werden. Dies gilt etwa für die Gewinnung von heimischen Rohstoffen und den Ausbau 

erneuerbarer Energie einerseits sowie die Interessen des Natur- und Artenschutzes anderer-

seits.  

 

Viele Investitionsvorhaben in Infrastruktur, Industrie oder Gewerbe werden durch langwie-

rige Natur- und Artenschutzprüfungen verzögert. Anpassungen der FFH-Richtlinie sowie der 

Vogelschutzrichtlinie könnten eine zügige Planung und Genehmigung fördern. Dazu sollte 

eine stärkere Fokussierung auf den Populations- statt auf den Individualschutz vorgenom-

men werden. 
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Verkehr und Mobilität: Wettbewerbsfähigkeit steigern, Integration vorantreiben  

 

Die Unternehmen sind zwingend auf ein zuverlässiges und leistungsfähiges Verkehrssystem 

angewiesen. Damit Europa mobil bleibt und der Verkehr nicht zur Bremse für Wirtschaft und 

europäische Integration wird, muss die Politik die richtigen Rahmenbedingungen schaffen. 

Die Ertüchtigung der Infrastruktur für alle Verkehrsträger und ihre Vernetzung, die Nutzung 

der Potenziale intermodaler Verkehre, die Beseitigung von Hemmnissen, die Förderung von 

Innovation und die Verbesserung von Beteiligungsverfahren sollten dabei im Vordergrund 

stehen. Alleingänge der EU oder einzelner EU-Staaten in international regulierten Transport-

bereichen sollten vermieden werden. Vielmehr ist ein unionsweites Vorgehen erforderlich, 

um Investitions- und Planungssicherheit für die Wirtschaft sicherzustellen. 

 

Der Güterverkehr wächst seit längerer Zeit schneller als das Bruttoinlandsprodukt. Dies gilt 

besonders für die Langstrecken- und Transitverkehre – zu Lande und in der Luft – sowie die 

Seehafenhinterlandverkehre. Auf vielen Strecken und an zahlreichen Schnittstellen zwischen 

den Verkehrsträgern bestehen schon heute Engpässe. Gleiches gilt für ergänzende Infrastruk-

turen, wie beispielsweise die LKW-Parkplätze. Die Sanierung von Verkehrswegen sowie der 

Neu- und Ausbau der Infrastruktur sollten zügig angegangen werden. Letzte bedeutende 

Netzlücken sollten geschlossen werden. Es sollten ausreichende Kapazitäten vorgehalten 

werden und die Infrastrukturen sollten auf einem neuen Stand der Technik sein. 

 

Durch technischen Fortschritt wird der Verkehr immer schadstoffärmer und leiser. Dennoch 

wird Verkehr derzeit mit Markteingriffen zusätzlich verteuert – mit finanziellen Folgen für 

die Wirtschaft. So ist es EU-weit möglich, bei der Erhebung der Lkw-Maut auch externe Kos-

ten für die Belastungen durch Klimagase, Schadstoffe und Lärm anzusetzen. Auch klimapo-

litische Alleingänge der EU oder Doppelbelastungen durch EU-Regelungen – so im Luftver-

kehr oder in der Seeschifffahrt – schaden der Wettbewerbsfähigkeit Europas, wenn sie zu 

höheren Kosten führen. Die Festlegung von Grenzwerten sollte sich am technischen Fort-

schritt orientieren und dabei die wirtschaftliche Verkraftbarkeit von Flottenerneuerungen bei 

den Unternehmen beachten. Damit wird eine Entlastung der Umwelt erreicht, ohne die Exis-

tenz gerade von KMUs zu gefährden. Verlagerungen von der Straße auf die Schiene und das 

Binnenschiff stoßen derzeit an Grenzen hinsichtlich Kapazitäten, flächendeckender Verfüg-

barkeit und Ausbaustandards. Nennenswerte Verkehrsverlagerungen erfordern erhebliche In-

vestitionen in den Ausbau und die Sanierung dieser Verkehrsträger sowie in die Entwicklung 

und Gestaltung modernen Schnittstellen. Dies ist nur mittel- bis langfristig möglich. Eine 

Verteuerung der Straße ohne die Schaffung geeigneter Alternativen führt nicht zu einer Um-

weltentlastung, sondern nur zu erhöhter Kostenbelastung. Innovative Mobilitätskonzepte, 

neue Antriebstechnologien und multimodale Transportlösungen für einen reibungslosen Gü-

terverkehr sollten weiterentwickelt werden. 

 

Zur Linderung des Fahrermangels sollten europarechtliche Regeln, die den Einsatz von Fah-

rern aus der EU und aus Drittstaaten erschweren, überprüft und – wenn erforderlich – ge-

ändert werden. Hierzu gehören beispielsweise die einfachere Anerkennung ausländischer 

Führerscheine und das Wohnortprinzip und die bisher nicht mögliche Anerkennung ver-

gleichbarer Prüfungen aus Drittstaaten. Dabei gilt es stets ein hohes Sicherheitsniveau zu 

gewährleisten. 
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Regional- und Strukturpolitik: Förderung auf Wirtschaftswachstum in den Regionen kon-

zentrieren  

 

Für eine zukunftsfähige und wirksame EU-Kohäsionspolitik sind investitionsfreundliche Rah-

menbedingungen vonnöten. Regionalförderung kann nur Hilfe zur Selbsthilfe sein, die von 

den regionalen Akteuren wachstumspolitisch genutzt werden sollte. Die EU sollte die Förde-

rung konsequent auf nachhaltiges Wirtschaftswachstum ausrichten und dieses Ziel nicht 

durch die Vorgabe von Querschnittszielen – wie eine Digital- oder Nachhaltigkeitsquote – 

verwässern. 

 

Die EU-Strukturfondsprogramme sind der wichtigste und finanziell größte Beitrag zur Stär-

kung des territorialen Zusammenhalts in der Europäischen Union. Für die gewerbliche Wirt-

schaft sind attraktive Lebensverhältnisse in allen Regionen ein wichtiger Standortfaktor. 

Auch wenn einige Erfolge zu verzeichnen sind, gilt es weiterhin an Rahmenbedingungen zu 

arbeiten, die eine Angleichung der Lebensverhältnisse ermöglichen. Der Abbau regionaler 

Disparitäten sollte auch in Zukunft das Ziel der europäischen Strukturpolitik bleiben. Die 

Wirtschaft braucht gute infrastrukturelle und flächenpolitische Rahmenbedingungen. Ent-

scheidend dafür sind Investitionen in die  

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Standorte und Unternehmen, insbesondere bei 

KMU, speziell in Breitbandnetze, Verkehrs- und Energieinfrastrukturen sowie in Innovation 

und Forschung, Bildung. Basis für Investitionen müssen strategische Planung in den Regio-

nen sowie Eigeninitiative regionaler Akteure sein, dabei ist ein europäischer Mehrwert der 

Projekte aufzuzeigen. 

 

Die EU-Regionalpolitik entwickelt sich immer mehr zum Instrument der Realisierung eines 

ausdifferenzierten Zielsystems der europäischen Politik. Damit entfernt sie sich immer weiter 

von ihrem ursprünglichen Zweck, Wachstum und Beschäftigung zu schaffen. Stattdessen 

spielen energie- und klimapolitische Herausforderungen, sowie sozial- und gesellschaftspo-

litische Fragen eine immer größere Rolle und werden teilweise zur Fördervoraussetzung ge-

macht. Die komplizierten Verfahren sind ein Hindernis für Unternehmen, überhaupt Förder-

mittel in Anspruch zu nehmen. 

 

Grundsätzlich ist zu berücksichtigen, dass die Förderbedarfe bei Unternehmen je nach Ziel-

setzung, Strukturschwäche der Region und Projektkategorie sehr unterschiedlich sind. Jede 

Region sollte nach ihren spezifischen Förderbedarfen bei der Stärkung der regionalen Wirt-

schaftsstrukturen unterstützt werden. Deshalb sollte der Vorrang der Finanzinstrumente vor 

Zuschüssen nicht absolut gelten – beide haben ihre Berechtigung. Der Einsatz von Darlehen 

statt Zuschüssen als Förderinstrument entfaltet in einer Niedrigzinsphase zudem nur eine 

geringe Anreizwirkung. Ausgangspunkt der Wahl des Instruments sollte dagegen die kon-

krete Situation vor Ort sein. Um Finanzierungslücken zu schließen und als Anreiz für einen 

effizienten Mitteleinsatz bis zur Zielerreichung, sollten verstärkt revolvierende Mittel einge-

setzt werden. Zurückfließende Mittel sollten als Anreiz für einen effizienten Mitteleinsatz bis 

zur Zielerreichung in der Region verbleiben und wieder eingesetzt werden können. 
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Digitaler Binnenmarkt: Verlässliche Voraussetzungen für eine wettbewerbsfähige Wirtschaft 

4.0 schaffen  

 

Ein digitaler Binnenmarkt ist Voraussetzung dafür, dass Europa international wettbewerbs-

fähig bleibt. Europa muss dafür mit Ressourcen und ausreichender eigener Kompetenz aus-

gestattet sein. Das bedeutet nicht Abschottung nach außen, sondern das Potenzial der Digi-

talisierung im Binnenmarkt konsequent auszuschöpfen. Ein digital souveränes Europa benö-

tigt eine dem technischen Fortschritt entsprechende digitale Infrastruktur, sichere und ver-

trauenswürdige Technologien, digitale Kompetenzen und rechtssichere Rahmenbedingun-

gen. Wichtig ist auch ein innovationsfreundliches Klima, damit Unternehmen Entwicklungs-

ansätze für digitale Produkte, Dienstleistungen und Geschäftsmodelle für sich nutzen kön-

nen. 

 

Digitale Infrastrukturen – Glasfaser- und leistungsfähige Mobilfunknetze – sind notwendige 

Voraussetzung für die Digitalisierung aller Unternehmen und damit für deren Wettbewerbs-

fähigkeit. Wichtig ist, dass die Politik Anreize setzt, damit leistungsfähige Hochgeschwindig-

keitsnetze – drahtlos und drahtgebunden –flächendeckend zur Verfügung stehen. Dafür soll-

ten alle Maßnahmen wie z. B. Regulierung, Frequenzpolitik, Genehmigungsverfahren und fi-

nanzielle Förderung konsequent darauf ausgerichtet werden, dass die EU ihr Ziel einer flä-

chendeckenden Breitband- und 5G-Infrastruktur bis 2030 erreicht. 

 

In einer zunehmend vernetzten Gesellschaft sind alle Beteiligten – Staat, Wirtschaft und Ge-

sellschaft – auf ein vertrauensvolles Miteinander angewiesen. Sicherheitsrelevante Prozesse 

müssen übergreifend gedacht werden und erfordern neue Kooperationsformen, in denen je-

der nach seinen Fähigkeiten einen Beitrag leisten muss. Behördliche Cyber-Sicherheitskapa-

zitäten und deren Koordinierung müssen auf allen Ebenen gestärkt werden. Die Einbindung 

und Unterstützung von Unternehmen im Bereich Cybersicherheit ist dabei unerlässlich. 

 

 

Fachkräftesicherung I: Alle Bildungspotenziale für die Betriebe nutzen  

 

Eine ausreichende Anzahl gut qualifizierter Fachkräfte ist ein elementarer Faktor für den 

wirtschaftlichen und unternehmerischen Erfolg sowie Beschäftigung und Wohlstand in der 

EU. Für die EU ist eine europaweite und vorausschauende Fachkräftestrategie aus Sicht der 

Wirtschaft ein Gebot der Stunde. Nur so können die Folgen der Corona-Pandemie, die öko-

logische und digitale Transformation der Wirtschaft, der demographische Wandel sowie be-

reits vorhandene Engpässe bei gleichzeitig hoher Jugendarbeitslosigkeit in zahlreichen EU-

Ländern bewältigt werden. 

 

Angesichts der begrenzten bildungspolitischen Kompetenzen der EU müssen dafür in erster 

Linie die Mitgliedstaaten entsprechende nationale Bildungsanstrengungen voranbringen. Die 

EU-Kommission sollte hierzu nach dem Vorbild des Bologna-Prozesses Bildungsinitiativen 

anstoßen, dabei aber im Interesse der Unternehmen die jeweiligen Besonderheiten in den 

nationalen Bildungssystemen als gegeben nehmen und Spielräume für flexible individuelle 

Wege und Instrumente lassen. Von großem Vorteil für die unternehmerische Fachkräftesi-

cherung in der EU wäre es, wenn die EU-Kommission politische Impulse setzen würde, pra-

xisnahe und qualitativ hochwertige berufliche Aus- und Weiterbildung mit hohen 
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Lernanteilen im realen betrieblichen Arbeitsumfeld weiter in der EU zu verbreiten. Idealer-

weise wäre dies in Verantwortung der Wirtschaft und öffentlich-rechtlich qualitätsgesichert 

mit einer klaren Rechtsgrundlage. Dabei müssen die betrieblichen Bedürfnisse berücksichtigt 

werden. Damit einhergehen muss eine Verbesserung der Vermittlung der notwendigen be-

ruflichen Kompetenzen. Gleichzeitig sollten die akademische und insbesondere auch die be-

rufliche Bildung ihre Zielgruppen auf eine europäische und international ausgerichtete Wirt-

schaft und Vernetzung vorbereiten 

 

 

Fachkräftesicherung II: Beschäftigung und Integration – Erwerbsbeteiligung steigern, In-

tegration unterstützen  

 

Eine hohe Erwerbsbeteiligung ist eine wichtige Voraussetzung zur Fachkräftesicherung in 

den Unternehmen. Die Mitgliedstaaten müssen dafür die passenden Rahmenbedingungen 

schaffen und dabei nationale Besonderheiten berücksichtigen können. Hierbei sollte das Sub-

sidiaritätsprinzip gewahrt werden. Die demografische Entwicklung, Digitalisierung, der Weg  

hin zur Klimaneutralität und Internationalisierung stellen Unternehmen – gerade kleine und 

mittlere Unternehmen – vor Herausforderungen. Um diesen erfolgreich begegnen zu können, 

brauchen die Unternehmen neben passenden Fachkräften 

ausreichend Flexibilität und dürfen nicht durch Bürokratielasten beeinträchtigt werden. 

 

Arbeitnehmerfreizügigkeit und arbeitsmarktorientierte Zuwanderung aus Drittstaaten haben 

eine hohe Bedeutung für Unternehmen bei der Personalgewinnung. Durch ein gemeinsames 

Vorgehen der EU-Mitgliedstaaten in der Einwanderungspolitik soll auch diese Zuwanderung 

aus Drittstaaten koordiniert werden. So soll die EU als Ganzes ein attraktiver Standort für 

internationale Arbeitskräfte sein, um die hiesigen Unternehmen im weltweiten Wettbewerb 

um Personal zu unterstützen. 

 

 

Besseres Recht: Rechtsetzung und Rechtsdurchsetzung an den Grundsätzen  

von Klarheit, Einheitlichkeit und Praxisnähe ausrichten  

 

Die Europäische Union hat allein im Jahr 2022 insgesamt 29 neue Verordnungen und Richt-

linien erlassen, 36 bestehende Rechtsakte geändert sowie rund 60 delegierte Verordnungen, 

zahlreiche Durchführungsverordnungen und 90 Änderungen an delegierten Rechtsakten 

verabschiedet. Diese Vielzahl an Normen müssen Unternehmen auf ihre Betroffenheit hin 

prüfen und gegebenenfalls anwenden. Dabei steigt der Detaillierungsgrad der Regelungen 

und die Anwendungsbereiche von Richtlinien, Verordnungen sowie nationalen Regelungen 

überschneiden sich häufig, ohne explizit Bezug aufeinander zu nehmen. Die europäische Re-

gulierung verliert damit immer mehr ihren Charakter als einheitliches, kohärentes System. 

Gleichzeitig werden die Auswirkungen eines Rechtsakts für unterschiedliche Branchen oder 

Mitgliedstaaten häufig nicht ausreichend berücksichtigt. Nicht selten wird gleichen Begriffen 

unterschiedliche Bedeutung oder unterschiedlichen Begriffen die gleiche Bedeutung zuge-

messen. Bei den Unternehmen führt das zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit und damit 

zu einem hohen Zeit- und Beratungsaufwand, der sich negativ auf den wirtschaftlichen Er-

folg auswirkt. Verrechtlichung und Verfahren sollten daher auf das Notwendige beschränkt 

werden. Legislative, Exekutive und Judikative sollten sich in ihrer gesamten Tätigkeit an den 
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systematischen Grundsätzen von Klarheit, Einheitlichkeit in der Terminologie, Praxisnähe und 

Verhältnismäßigkeit orientieren. Eine Verbesserung der europäischen Rechtsetzung und 

Rechtsdurchsetzung kann so dazu beitragen, Unternehmern wieder mehr Sicherheit für In-

vestitionen und Freiräume für Innovationen zu geben. Gesamtwirtschaftlich könnte so das 

Wachstum gefördert und der europäische Binnenmarkt gestärkt werden. 

 

Aufgrund einer fast nicht mehr zu überschauenden Vielzahl von Informationspflichten, die 

fast durchgehend auf europäische Vorgaben aus verschiedenen Politikbereichen zurückge-

hen, sind Geschäftsabschlüsse im Internet für kleine und mittlere Unternehmen ohne auf-

wändige Rechtsberatung kaum noch rechtssicher möglich. Rechtliche Unsicherheiten sind 

daher eine der größten Hürden, um im grenzüberschreitenden Online-Handel aktiv zu wer-

den. Die Komplexität hat sich durch die Warenkaufrichtlinie und die Richtlinie zur Bereitstel-

lung digitaler Inhalte weiter erhöht. Der Vereinfachungsbedarf könnte zum Beispiel über ein-

heitliche „Muster“-Formulierungen oder verbindliche Checklisten erfolgen. Die unverbindli-

chen „Muster-Formulierungen“ bzw. „Muster-Formulare“ sollten mit der Maßgabe verbunden 

werden, dass die Verwendung des Musterformulars den gesetzlichen Informations- und Be-

lehrungsanforderungen genügt. 

 

Die Mitgliedstaaten sind zu einer effektiven und transparenten Umsetzung des EU-Rechts 

verpflichtet. Die Umsetzung sollte von der Kommission als Hüterin der Verträge kontrolliert 

werden, notfalls im Wege des Vertragsverletzungsverfahrens. Die Kommission sollte diese 

Verfahren im Sinne eines fairen Wettbewerbs allein rechtlich bewerten. Eine konsequente 

und einheitliche Durchsetzung des EU-Rechts in den Mitgliedstaaten stärkt den Binnen-

markt, indem sie für fairere Wettbewerbsbedingungen und mehr Rechtssicherheit für die 

Unternehmen sorgt. 

 

 

Europäisches Wirtschaftsrecht: Regulierung nicht als Selbstzweck, sondern zielorientiert und 

verhältnismäßig einsetzen  

 

Unscharfe Regulierung und sachfremde Details resultieren in Rechtsunsicherheit und ver-

meidbaren, teilweise erheblichen Beratungskosten. Eine Fokussierung der EU auf der Grund-

lage der Verträge mit den klaren Zielvorgaben der Grundfreiheiten, der prioritären Herstel-

lung des Binnenmarktes und einer klaren Rechtssprache wäre wichtig, um ein Wirtschafts-

umfeld zu schaffen, in dem sich die Betriebe wieder verstärkt auf die Umsetzung und Wei-

terentwicklung ihrer Unternehmensziele fokussieren können 

 

Viele EU-Vorschläge sehen komplexe und aufwendige Informationspflichten für Unterneh-

men vor. So werden Betriebe z. B. beim Datenschutz, im Fernabsatz und auf Plattformen 

sowie beim Verkauf von Lebensmitteln verpflichtet, Verbraucher über vielfältige Einzelheiten 

zu unterrichten. Wichtige Hinweise gehen in dieser Informationsflut oftmals unter. Auch 

binden Berichts- und Dokumentationspflichten wertvolle Ressourcen in den Unternehmen, 

und schränken deren Handlungsmöglichkeiten ein. Darüber hinaus versucht die Kommission 

zunehmend, die Unternehmen verpflichtend in die Informationsbeschaffung zur Kontrolle 

der korrekten Umsetzung des Unionsrechts einzubinden, etwa durch Auskunftsersuchen über 

Marktdaten. Dies konterkariert das Ziel, Bürokratie abzubauen. 
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Transparenz wird von den Unternehmen grundsätzlich befürwortet – muss aber zielgerichtet 

sein und sich auch an einer Aufwand-Nutzen-Relation messen lassen: Zu viele Informationen 

und immer umfangreichere Berichte erreichen nach Erfahrung der Wirtschaft die eigentli-

chen Adressaten nicht. Für manche Unternehmensbranchen werden hierdurch zwar neue 

Geschäfts- und Analysefelder eröffnet und folglich von diesen Unternehmen unterstützt. 

Auch fordern manche Unternehmen z. B. die Ausweitung der Nachhaltigkeitsberichtserstat-

tung. Allerdings steigt der Aufwand vieler anderer Unternehmen überproportional, der indi-

viduelle Nutzen ist oftmals gering und der übergeordnete europäische Mehrwert im Ergebnis 

fraglich. Die Ausweitung der Nachhaltigkeitsberichterstattung wird daher mehrheitlich ab-

gelehnt. Die allgemeine Tendenz zur Ausweitung der zur Verfügung zu stellenden Informati-

onen durch Unternehmen oder zur Einführung neuer Offenlegungspflichten ist daher kritisch 

zu überprüfen. Bestehende Pflichten sollten mit Blick auf ihre tatsächliche Nutzung durch 

und ihren tatsächlichen Nutzen für die Adressaten überprüft und gegebenenfalls reduziert 

oder gestrichen werden. Unternehmen dürfen überdies nicht dazu verpflichtet werden, Ge-

schäftsgeheimnisse zu offenbaren, auch nicht durch Auskunftsersuchen der EU-Kommission. 

Eine individuelle Auskunftspflicht muss auf das Notwendige reduziert werden. 

 

Soziale Marktwirtschaft kann nur gelingen, wenn die Unternehmen im eigenen Land und im 

vereinigten Europa leistungsfähig bleiben und sich im Rahmen eines fairen und freien Wett-

bewerbs behaupten können. Allerdings folgen aus der harmonisierten Unionsrechtsetzung 

stark wachsende regulative Vorgaben der Berufsausübung. Europäische Liberalisierungs-, 

Anerkennungs- sowie Verbraucherschutzvorschriften haben zu immer komplizierteren Re-

gelwerken geführt – die Gewerbefreiheit verliert ihre leitende Funktion im Wirtschaftsleben 

und macht staatlichen Eingriffen Platz. Neue oder erweiterte Berufszugangs- und Berufs-

ausübungsregeln z. B. für Finanzdienstleister und Kreditvermittler, engen die Gewerbefreiheit 

teilweise zu stark ein, insbesondere durch neue und übermäßig detaillierte Erlaubnis-, Regis-

ter- und Qualifikations- sowie zahlreiche Informationspflichten. Die Einschränkungen nut-

zen vielfach nur einzelnen Betroffenen oder kleineren Gruppen. Im Vordergrund der Frage 

nach neuen Regeln sollte stattdessen die Gewerbefreiheit als zentrales Merkmal einer frei-

heitlich ausgerichteten Marktwirtschaft stehen. Es bedarf nach Ansicht der Unternehmen der 

konsequenten Umsetzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Regulierungen sollten nur 

dann eingeführt werden, wenn diese zum Schutz anderer benannter Gemeinschaftsgüter ge-

eignet, erforderlich und angemessen sind. 

 

 

Datenschutz: Umsetzung vereinfachen, Durchsetzung vereinheitlichen  

 

Die EU strebt an, mit ihrer DSGVO Vorreiter und Vorbild für ein fortschrittliches Datenschutz-

recht und ein entsprechend hohes Datenschutzniveau zu sein. Bei der Umsetzung der ambi-

tionierten Vorgaben stoßen jedoch viele Unternehmen an ihre Grenzen, zudem hat das Vor-

gehen auch international zu erheblichen Rechtsunsicherheiten geführt, welche die Daten-

wirtschaft teilweise gefährden und bestehende wie neue Geschäftsmodelle teilweise verhin-

dern. Bei der Entwicklung des Datenschutzrechts innerhalb Europas und auf internationaler 

Ebene sollte daher verstärkt auch die Praktikabilität und Umsetzbarkeit der Datenschutzbe-

stimmungen in den Blick genommen werden. 
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Die EU-Kommission muss 2024 dem Europäischen Parlament einen Bericht „über die Bewer-

tung und Überprüfung“ der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) vorlegen. Diese Evalu-

ierung sollte zum Anlass genommen werden, um Regelungen anzupassen und nachzubes-

sern; insbesondere die Praxisrealität der KMU stärker zu berücksichtigen und eindeutige Er-

leichterungen bzw. Ausnahmen für KMU, wie sie bereits in der DSGVO  

angelegt sind, vorzusehen. 

 

Die durch die DSGVO angestrebte EU-weit einheitliche Anwendung hat sich bisher noch nicht 

verwirklicht. Ein EU-weit tätiges Unternehmen muss sich an unterschiedliche, teilweise wi-

dersprüchliche Auslegungen und Rechtsprechungen in unterschiedlichen Mitgliedsstaaten 

anpassen. Ähnliches gilt sogar in der föderalen Struktur Deutschlands. Muster, Checklisten, 

Leitlinien, Standardvorgaben sowie praxisnahe lösungsorientierte Beratung können hier Ab-

hilfe schaffen, die Abstimmung und das einheitliche Auftreten der Aufsichtsbehörden nati-

onal und EU-weit bleiben aber prioritär. 

 

 

Wettbewerbsrecht: Wettbewerb stärken, Fairness fördern  

 

Wettbewerbspolitik muss fairen Wettbewerb sicherstellen und Wettbewerbsverzerrungen 

verhindern. Dies gilt gerade mit Blick auf Nachhaltigkeitsziele, z. B. den Green Deal. 

 

Nachhaltige Produkte sollen nach Willen der EU zur Norm werden. Dabei sollen Verbraucher 

besser über die Nachhaltigkeit von Produkten informiert und besser vor unzuverlässigen oder 

falschen Umweltaussagen geschützt werden. Auch aus Sicht der Unternehmen sind Trans-

parenz, Wahrheit, keine Irreführung auch mit Blick auf nachhaltige Produkte als Grundge-

danken wichtig – diese Regelungen gibt es aber schon. Sollte es dennoch zu Spezialregelun-

gen hierzu kommen, ist darauf zu achten, dass einerseits die Anforderungen an die Informa-

tionspflichten nicht unangemessen ausgeweitet werden. Das wäre insbesondere dann der 

Fall, wenn der Nutzen der jeweiligen Information für den Verbraucher gering, aber die Belas-

tung der Unternehmen hoch ist. Andererseits sollte auch bei nachhaltigen Produkten der 

Irreführungsmaßstab nicht einseitig zu Lasten der Unternehmen verändert werden. 

 

Die EU-Kommission unternimmt seit vielen Jahren in verschiedenen verbraucherschützenden 

Regelungen immer wieder Schritte, Details der Sanktionierung in Form von behördlichen 

Bußgeldern europaweit vorzuschreiben. Für den Binnenmarkt ist es aber ausreichend, dass 

das Recht durchgesetzt wird und dass es effektive Sanktionen gibt. Dies kann nicht nur durch 

Behörden, sondern auch durch eine zivilrechtliche Durchsetzung, wie es sie im Lauterkeits-

recht in Deutschland und in Österreich gibt, sichergestellt werden. Insofern gibt es keinen 

Grund zwingender staatlicher Durchsetzung, zudem ist ein solches Vorgehen kompetenz-

rechtlich bedenklich. 

 

Das Vergaberecht wird sowohl von öffentlichen Auftraggebern als auch von Unternehmen 

als Bietern häufig als schwerfällig, bürokratisch und rechtlich zersplittert empfunden. Bei 

Überlegungen zur Vereinfachung und Beschleunigung wird seitens der Auftraggeber aber 

vielfach ausschließlich die Erhöhung der Schwellenwerte als Lösung vorgeschlagen. Dies 

greift zu kurz und konterkariert teilweise die grundlegenden Ziele des Vergaberechts, nämlich 

Transparenz, Wettbewerb und Korruptionsprävention. Daher ist es wichtig, durch zusätzliche 
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Maßnahmen das Vergaberecht zu erleichtern. Mehr Wettbewerb durch mehr Angebote von 

Bietern erreicht man nur, wenn die Vergabeverfahren insgesamt bieterfreundlicher gestaltet 

werden. 

 

Besonders kritisch ist die Problematik, dass durch das Ziel strategischer Beschaffung (Nach-

haltigkeit, Innovation, Menschenrechte) die Anforderungen in Ausschreibungen häufig so 

umfangreich und detailliert gefasst sind, dass sie für sehr viele Betriebe faktisch nicht erfüll-

bar sind. Das gilt insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen. 

 

 

Medien und Kommunikation: Informationen gewährleisten, Monopole verhindern  

 

Die Europäische Union sollte die hohe Relevanz von Medien-, Kultur- und Kreativwirtschaft 

für die stetige Weiterentwicklung und Zukunftsfähigkeit der europäischen Wirtschaft aner-

kennen und sie als Lieferant valider Informationen und kreativen Impulsgeber für Wandel 

und Innovation stärken und schützen.  

Wirtschaft braucht Informationen. Die Transparenz über nationale wie internationale Ent-

wicklungen und Ereignisse bestimmen Unternehmens- und Investitionsentscheidungen. Un-

ternehmertum ist auf die Darstellung von Alternativen angewiesen, um Fehlentwicklungen 

und falschen Einschätzungen vorzubeugen. Das gilt gerade auch in einem gemeinsamen 

Markt wie der Europäischen Union. Daher kommen der Pressefreiheit sowie dem Wettbewerb 

unterschiedlicher Meinungen und Ansichten auch für die Wirtschaft eine wichtige Rolle zu. 

Der Zugang zu diesen Informationen muss voraussetzungslos und unabhängig von bestimm-

ten Medien und Kanälen möglich sein. Es muss für unterschiedliche Anbieter möglich sein, 

in einem fairen Wettbewerb um Kunden zu werben. Dazu gehören gute Rahmenbedingungen 

für klassische wie für neue Medienanbieter. Etwa mit Blick auf das Urheberrecht sollten alle 

Beteiligten eingebunden werden. Die EU sollte sich unter Berücksichtigung der regionalen 

Besonderheiten zudem für einen fairen Wettbewerb weltweit einsetzen. 


